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Die  dem  Völkerverkehr  dienende  deutsche  Reichspost 
hat  zur  Vervollkommnung  des  zwischenstaatlichen  Nachrich- 
tenverkehrs, insbesondere  zum  Austausch  und  zur  Weiter- 
leitung der  Sendungen  ihre  Einrichtungen  vor  dem  Welt- 
krieg auf  Grund  zwischenstaatlichen  Vertrages  vielfach  auf 
fremdes  Staatsgebiet  ausgedehnt.  Die  Reichs -Posthoheit 
wird  auf  fremdem  Staatsgebiet  zuächst  in  der  mildesten 
Form  derart  betätigt,  daß  deutsche  Postschiffe  fremde  Ter- 
ritorialgewässer oder  deutsche  Post-Luftschiffe  fremde  Luft- 
zonen berühren.  Darüber  hinaus  gehen  die  aus  dem  Grenz- 
postverkehr und  dessen  Erweiterung  sich  ergebenden  zwi- 
schenstaatlichen Rechtsbeziehungen.  Die  weitestgehende 
Ausübung  von  Posthoheitsrechten  auf  fremdem  Staatsgebiet 
erfolgt  endlich  in  der  Weise,  daß  der  Heimatstaat  einen 
eigenen  Postbetrieb  auf  fremdem  Staatsgebiet  unterhält,  sei 
es  neben  den  fremden  Landespostanstalteri  oder  auf  Grund 
von  Verwaltungsverbindungen  an  deren  Stelle. 

Die  Bestimmungen  des  Weltpostvertrages  (Art.  11, 
Abs.  5)  über  die  Frankierung  von  Briefsendungen,  die  auf 
offenem  Meere  oder  in  fremden  Häfen  durch  Schiffsbriefkasten 
aufgeliefert  werden,  tragen  den  Grundsätzen  über  die  Ge- 
bietshoheit Rechnung,  ohne  den  Postschiffen  das  unerläßliche 
Eindringen  in  fremde  Hoheitsgebiete  zu  erschweren.  Für 
den  Postverkehr  auf  dem  Bodensee  besteht  eine  besondere 
zwischenstaatliche  Regelung.  Die  sonst  in  der  Staatenpraxis 
im  allgemeinen  gebilligte  Flußseetheorie  ist  für  die  Ausübung 
der  Posthoheit  auf  dem  Bodensee  nicht  anwendbar,  weil 
kein  Reisender,  der  während  der  Fahrt  eine  Briefsendung 
aufgeben  will,  mit  Sicherheit  feststellen  kann,  auf  welchem 
der  den  See  begrenzenden  Postgebiete  mit  eigenen  Post- 
wertzeichen er  sich  befindet. 
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Ebenso  wie  das  Eindringen  der  Schiffe  in  fremde 
Territorialgewässer  bringt  der  sich  auf  den  Eisenbahnen  in 
den  sog.  Bahnposten  abwickelnde  Postverkehr  eine  innige 
Berührung  fremder  Post-(Gebiets-)Hoheiten  mit  sich.  In  allen 
diesen  Fällen  des  Grenzpostverkehrs  einschließlich  seiner  Er- 
breiterung im  Interesse  des  internationalen  Durchgangsverkehrs 
ist  die  Tätigkeit  der  deutschen  Bahnposten  lediglich  betriebs- 
technischer Natur.  Die  Posthoheit  des  fremden  Staates  bleibt 
davon  unberührt.  Die  von  v.  Klaß^)  über  die  Ausdehnung 
des  Eisenbahnbetriebes  auf  fremdes  Staatsgebiet  vertretene 
Auffassung,  daß  das  Wesen  der  Staatsdienstbarkeit  gerade 
in  dieser  Betriebsführung  zu  erblicken  sei,  vermögen  wir 
nicht  zu  teilen.  Sie  würde  nur  dann  berechtigt  sein,  wenn 
dadurch  irgendwelche  Rechte  der  Gebietshoheit  beeinträchtigt 
werden,  was  eine  konkrete  Tatfrage  wäre.  Selbst  durch  die 
Einrichtung  von  Bahnpoststationen  für  den  Postenaustausch 
auf  fremdem  Staatsgebiet  werden  Staatsdienstbarkeiten  nicht 
begründet.  Diese  Anlagen  beruhen  vielmehr  auf  zwischen- 
staatlichen Verträgen,  durch  die  eine  verwaltungsrechtliche 
Zweckverpflichtung  von  Staat  zu  Staat  entsteht.  Die  fremden 
Bahnpostbeamten  sind  grundsätzlich  der  staatlichen  Herr- 
schaftsgewalt des  Aufenthaltsstaates  unterworfen,  wenn  man 
ihnen  auch  im  Gegensatz  zu  Hübler^)  gewisse  völkerrecht- 
liche Vorrechte  wird  einräumen  müssen,  ohne  die  eine  be- 
friedigende Ausführung  ihrer  Dienstpflichten  sehr  beein- 
trächtigt wäre. 

Die  zu  erwartende  Einrichtung  eines  regen  zwischen- 
staatlichen Luftpostverkehrs  wird  ähnliche  Rechtsverhältnisse 
zeitigen  wie  der  Bahnpostverkehr.  Für  den  Fall  unfreiwilliger 
Landungen  von  Luftpostfahrzeugen  wird  man  ein  allgemeines 
Notstandsrecht  anerkennen  müssen. 

Die  Einrichtung  reichsdeutscher  Postanlagen  auf  frem- 
dem Staatsgebiet  ist  ferner  in  einigen  Fällen  zur  Ausübung 

1)  a.  a.  0.  S.  47. 

2)  a.  a.  0.  S.  41. 
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eines  umfassenden,  regelrechten  Postbetriebs  erfolgt,  der  also 
über  den  Geschäftskreis  der  Austausch-  und  Grenzstationen 
des  Bahn-  und  Luftpostverkehrs  weit  hinausgeht.  Solche 
vollkommenen  reichsdeutschen  Postanstalten  waren  vor  dem 
Weltkriege  in  der  Türkei,  in  China  und  in  Marokko  errichtet 
worden,  weil  Landesposten  für  die  Bewältigung  des  hoch- 
entwickelten  Verkehrs  mit  dem  Deutschen  Reich  entweder 
fehlten  oder  ungenügend  ausgebildet  waren.  Ihrem  Wesen 
nach  stellte  die  Errichtung  dieser  fremden  Postanstalten  in 
den  genannten  Staaten  die  Ausübung  von  Staatsdienstbar- 
keiten dar.  Da  sie  in  vollem  Umfang  eine  regelrechte  Post- 
tätigkeit ausübten,  handelte  es  sich  bei  ihnen  um  die  Be- 
tätigung von  Hoheitsrechten,  die  mit  dem  fremden  Staats- 
gebiet in  rechtlicher  Beziehung  standen.  Ihre  Entstehung 
verdankten  die  Berechtigungen  ferner  ausdrücklichen  oder 
stillschweigenden  zwischenstaatlichen  Abkommen,  so  daß  die 
Kriterien  der  Staatsservituten  erfüllt  waren,  um  so  mehr  als 
eine  Befristung  dieser  Verträge  nicht  vorgesehen  war. 

Eine  in  ihrer  Eigenart  interessante^)  völkerrechtliche 
Stellung  nehmen  endlich  die  deutsch -amerikanischen  See- 
posten ein,  die  vor  dem  Kriege  zur  Beschleunigung  des  ge- 
waltigen Überseeverkehrs  zwischen  den  beiden  Ländern  auf 
deutschen  Postdampfern  verkehrten,  und  in  denen  Beamte 
der  beiderseitigen  Postverwaltungen  gemeinsam  tätig  waren. 
Die  völkerrechtliche  Grundlage  dieser  vereinigten  Postanstalten, 
deren  staatliche  Zugehörigkeit  von  der  Fahrtrichtung  abhängt, 
bildet  ein  nicht  solenner  Staatsvertrag,  der  zwischen  den 
beiderseitigen  Postverwaltungen  abgeschlossen  und  in  ma- 
terieller Hinsicht  als  rechtsetzende  Vereinbarung  zu  bezeichnen 
ist.  Denn  diese  Vereinbarung  ist  das  Übereinkommen  unab- 
hängiger Staaten,  auf  einem  beschränkten  Verwaltungsgebiet 
zu  einer  sog.  Verwaltungsverbindung  zusammenzutreten,  d.  h. 
sie  ist  „die  Form,  unter  der  sich  mehrere  Subjekte  zur  Er- 
reichung  eines  ihre  gleichartigen  oder  gemeinsamen  Inter- 

1)  V.  Liszt,  S.  209. 
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e>$en  gleichmäßig  befriedigenden  Erfolgs  verbinden“  ^).  Das 
rcchtsetzende  Element  dieses  zwischenstaatlichen  Rechtsver- 
hältnisses zeigt  sich  in  der  gemeinsamen  Geschäftsordnung, 
die  als  autonomer  Rechtssatz  ebenfalls  Dritten  gegenüber 

V irksam  ist,  die  sich  der  Seeposten  zur  Beförderung  ihrer 
Sendungen  bedienen.  Nicht  völlig  klar  tritt  dagegen  der 
Typus  der  Verwaltungsverbindung  in  den  deutsch-amerikani- 
s :hen  Seeposten  hervor.  Ein  Verwaltungsanschluß  liegt  nicht 
V3r,  weil  es  an  der  Aktivlegitimation  des  einen  der  beiden 
h ontrahenten,  nämlich  des  den  Anschluß  bewilligenden  fehlt. 
Man  könnte  nur  von  einem  gegenseitig  wechselnden  Ver- 
v altungsanschluß  sprechen.  Auch  der  Begriff  der  Verwaltungs- 
gemeinschaft ist  auf  die  Seeposten  nicht  vollkommen  an- 

V endbar.  Trotz  mancher  offenbarer  Mängel  möchten  wir  sie 
dennoch  als  Verwaltungsgemeinschaften  kennzeichnen,  wo- 
bei wir  uns  darüber  klar  sind,  daß  dieser  Begriff  auf  die 
durch  sie  geschaffene  Rechtslage  infolge  Fehlens  eines  be- 
sonderen gemeinsamen  Organs  in  formeller  Beziehung  nicht 
vDllig  zutrifft,  weil  die  Vereinbarung  je  nach  der  Fahrt- 
r chtung  das  Bestehen  getrennter  deutscher  und  amerikani- 
szher  Postanstalten  annimmt.  Das  ist  für  die  Geltendmachung 
von  Ansprüchen  Dritter  aus  dem  Beförderungsvertrage  wichtig. 
Iin  materiellen  Innenverhältnis  der  beiden  Verwaltungen  wird 
die  Geltendmachung  einer  Verwaltungsgemeinschaft  dadurch 
jedoch  nicht  beeinträchtigt.  Während  ihres  Aufenthalts  auf 
dem  deutschen  Postschiff  unterstehen  auch  die  amerikani- 
s:hen  Seepostbeamten  der  Befehlsgewalt  des  Schiffsführers 
und  der  deutschen  Jurisdiktionsgewalt.  Dieses  staatsrechtliche 
und  völkerrechtliche  Herrschaftsrecht  des  Flaggenstaates  über 
die  fremden  Seepostbeamten  gründet  sich  auf  deren  physi- 
s;hen  und  juristischen  Eintritt  in  seinen  „Autoritätsverband“  “). 

1)  Triepel,  Völkerr.  u.  Landesr.  S.  68. 

2)  Heilborn,  System,  S.  236. 


Lebenslauf. 


Am  13.  Juli  1889  wurde  ich  in  Hamburg  als  Sohn  des  Ober- 
Postinspektors  Albert  Rave  und  seiner  Ehefrau  Frieda,  geb. 
Wol  Schendorf  geboren. 

Nach  Bestehen  der  Reifeprüfung  am  Realgymnasium  zu  Güstrow 
im  März  1908  widmete  ich  mich  der  im  April  dieses  Jahres  neu  er- 
öffneten  höheren  Laufbahn  der  Reichs-  Post-  und  Telegraphenver- 
waltung. Zu  diesem  Zwecke  war  ich  ein  Jahr  im  praktischen 
Post-  und  Telegraphendienste  tätig  und  studierte  dann  sieben  Se- 
mester Rechts-  und  Staatswissenschaften  sowie  Elektrotechnik  an 
den  Universitäten  Marburg,  München,  Berlin  und  Straßburg  sowie 
an  den  technischen  Hochschulen  München  und  Charlottenburg. 

Während  meines  Studiums  besuchte  ich  die  Vorlesungen  und 
Übungen  folgender  Dozenten  der  Rechts-  und  Staatswissenschaften: 

Marburg;  Andr6,  Enneccerus,  Troeltsch; 

München;  Brentano,  Lotz.  Grueber  ; 

Berlin:  Anschütz,  Bernhard,  Hellwig,  Kipp,  Schmoller,  Wagner; 
Straßburg:  Fritz  van  Calker,  Jung,  Kisch,  Laband,  Rehm,  Schultze, 

V.  Tuhr; 

welchen  ich  an  dieser  Stelle  meinen  aufrichtigen  Dank  auszusprechen 
nicht  unterlassen  möchte. 

Nachdem  ich  am  10.  Mai  1912  vor  dem  Prüfungsrate  der  Ober- 
Postdirektion  in  Straßburg  die  Postreferendarprüfung  mit  gut  be- 
standen hatte,  wurde  ich  der  Ober-Postdirektion  in  Hamburg  zur  Aus- 
bildung im  höheren  Verwaltungsdienst  überwiesen. 

Von  Januar  bis  August  1915  war  ich  als  oberer  Militärbeamter 
für  das  Feldpostwesen  dem  Generalkommando  des  40.  Reserve-Korps 
zugeteilt  und  nahm  an  der  Winterschlacht  in  Masuren  sowie  den 
anschließenden  Kämpfen  im  Osten  teil.  Hier  erwarb  ich  mir  das 
Eiserne  Kreuz  II.  Kl.  und  das  Hamburgische  Hanseatenkreuz. 

Am  29.  Juli  1917  wurde  ich  nach  Ablegung  der  höheren  Ver- 
waltungsprüfung vor  dem  Ober-Prüfungsrat  des  Reichs-Postamts  von 


16 


^ VJ 


d(  m Herrn  Staatssekretär  dieses  Eeichsamts  unter  Zurückdatierung 
aii  den  22.  Juni  1916  als  Post-Assessor  bestallt. 

Seitdem  bin  ich  als  stellvertretender  Referent  bei  der  Ober- 
Pustdirektion  in  meiner  Vaterstadt  beschäftigt. 

Tn  meiner  dienstfreien  Zeit  war  ich  bestrebt,  meine  rechts- 
w ssenschaftlichen  Kenntnisse  durch  Teilnahme  an  den  von  der 
H imburgi sehen  Justizverwaltung  eingerichteten  juristischen  Fort- 
bi  dungskursen  zu  befestigen  und  zn  erweitern.  Am  21.  Dezember 
1£  18  bestand  ich  vor  der  juristischen  Fakultät  an  der  Universität  zu 
G eifswald  die  mündliche  juristische  Doktorprüfung. 


